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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le gouvernement italien s’est opposé au projet de texte de la Commission européenne
promulguant un cessez-le-feu sur le front de la fiscalité entre la Suisse et l’UE. Elle
souhaite ainsi maintenir la pression sur la Suisse afin d’accélérer la négociation d’une
CDI et la pousser à retirer les mesures restreignant l’octroi de visa Schengen de
ressortissants libyens. Par ailleurs, le gouvernement tessinois a décidé de ne pas ratifier
le programme de coopération territoriale Interreg afin de protester contre la nouvelle
amnistie fiscale italienne et les attaques contre la place financière tessinoise.
Toutefois, les relations entre les parties se sont améliorées lors d’une visite de la
présidente de la Confédération à Rome. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Entgegen dem Antrag seiner Rechtskommission gab der Ständerat nur der
Standesinitiative des Kantons Jura Folge, welche die Streichung von Steuerbussen
verlangt. Die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv. 01.301), welche zusätzlich die
Streichung der Steuerschulden fordert, lehnte der Rat ab. Damit wären den Erben
desjenigen, der Vermögenswerte nicht deklariert hat, die Steuern erlassen worden,
während die Erben eines andern, der sein Vermögen sauber deklariert hat, hätten
Steuerschulden bezahlen müssen. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Oppositionslos stimmte der Nationalrat als Zweitrat der Standesinitiative des Kantons
Jura zu, welche die Streichung von Steuerbussen verlangt. Gegen die Empfehlung
seiner Rechtskommission hiess er auch die Standesinitiative des Kantons Tessin (St. Iv.
01.301) gut, welche zusätzlich die Streichung der Steuerschulden fordert; der Ständerat
lehnte dieses Begehren hingegen erneut ab. Er gab jedoch einer Standesinitiative aus
demselben Kanton (St. Iv. 02.308) Folge, welche eine allgemeine Steueramnestie für
eidgenössische und kantonale Steuern fordert. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.06.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2016 stand das Differenzbereinigungsverfahren zur Revision der
Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens an, nachdem sich zuvor beide Räte im
Grundsatz für die Gesetzesänderung ausgesprochen, inhaltlich jedoch mehrere
Differenzen geschaffen hatten. Diese betrafen insbesondere fünf Aspekte, von denen
der Nationalrat in der ersten Runde zwei bereinigte, indem er sich dem Ständerat
anschloss. So wird in Zukunft die Eidgenössische Steuerverwaltung die einzelnen
Pauschalen für den Berufskostenabzug direkt veröffentlichen und nicht wie
ursprünglich vom Nationalrat vorgeschlagen, lediglich die Methode, nach der die
Pauschalen berechnet werden können. Zudem beschloss der Nationalrat im Sinne des
Ständerats, dass es den Kantonen offengelassen werden soll, ob sie die Tarife monatlich
oder jährlich abrechnen. Längere Beratung bedurfte es hingegen bezüglich der
restlichen Differenzen. Diese betrafen erstens die Möglichkeit für die Behörden, bei
ansässigen Personen mit Bruttoerwerbseinkommen über 120‘000 Franken ähnlich wie
bei nichtansässigen Personen eine nachträgliche, ordentliche Veranlagung von Amtes
wegen vornehmen zu können. Dieser Artikel war vom Ständerat als Entgegenkommen
für die Kantone mit einer grossen Anzahl Grenzgänger – insbesondere für das Tessin –
geschaffen worden, fand jedoch im Nationalrat keinen Anklang. Da sie überdies nicht in
der Vernehmlassungsvorlage enthalten war, beschloss der Ständerat auf Vorschlag der
WAK-SR, auf diese Änderung zu verzichten. Eine zweite Differenz betraf die Höhe der
Bezugsprovision, welche die Arbeitgeber als Entschädigung für die Erhebung der Steuer
erhalten sollen. Diese wollte der Ständerat in Übereinstimmung mit dem Bundesrat bei
einem Prozent festsetzen, während der Nationalrat für eine flexiblere Lösung mit einem
Anteil zwischen 1-2 Prozent plädierte. Mit der Begründung, dass der Bundesrat
anschliessend diesen Anteil noch immer fixieren könne, schloss sich der Ständerat auch
hier dem Nationalrat an. Schliesslich wurde drittens die Frage nach der Höhe der
Pauschalabzüge bei den Gewinnungskosten von KünstlerInnen sowie SportlerInnen und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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ReferentInnen behandelt. Auch hier folgte die kleine Kammer auf Vorschlag ihrer WAK
materiell dem Nationalrat und akzeptierte die Abzüge von 50 Prozent für KünstlerInnen
und 20 Prozent für SportlerInnen und ReferentInnen. Dieses Einlenken war darin
begründet, dass bereits heute verschiedene Kantone Abzüge von 50 Prozent vorsehen.
Hingegen bestand der Ständerat auf seiner geänderten Formulierung, da diese
deutlicher ausdrücke, dass es sich bei dem Betrag um einen Pauschalabzug handle und
die effektiven Gewinnungskosten anschliessend nicht mehr geltend gemacht werden
können. Der Nationalrat hatte gegen diese letzte, formelle Änderung durch den
Ständerat nichts einzuwenden und nahm die Revision schliesslich mit 191 zu 4 Stimmen
bei 2 Enthaltungen an. Der Ständerat stimmte ihr abschliessend mit 43 Ja-Stimmen
sogar einstimmig zu. In der Folge müssen – wie beide Räte betonten –  die im Rahmen
dieser Revision gefällten Entscheidungen auch in der Änderung des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) umgesetzt werden. 4

1) NZZ, 3.3.10; QJ, 6.3.10 ; LT et NZZ, 6.5.10.
2) AB SR, 2002, S. 89 ff.; NZZ, 26.1., 25.2. und 24.4.02; QJ, 26.1.02; TG, 24.4.02; BaZ, 12.9.02. 
3) AB NR, 2003, S. 206 ff.; AB SR, 2003, S. 409 ff. und 414 ff.; Presse vom 12.3. und 4.6.03
4) AB NR, 2016; AB NR, 2016; AB NR, 2016; AB SR, 2016; AB SR, 2016

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18 2


